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Teil 1: Zum Geleit 

A. Geschichte, Mission & Vision 

Diese Edition des (Cyber)Law-Textes (Stand Wintersemester 2017/2018) steht in Kontinuität 

mit den Cyberlaw-Textbüchern Editionen I – IX. Es handelt sich um ein „living document“, das 

als „Work in Progress“ (WiP) in Parallelität zur didaktischen Strategie fertig gestellt wird. Des-

wegen enthält der Titel die Beifügung der jeweiligen Kalenderwoche (KW) als Ausfluss des 

Time Managements. 

Der (Cyber)Law-Text wird speziell für die Studierenden der Vorlesungen „Cyberlaw I“ und „Öf-

fentliches Recht – Rechts- und Juristenmanagement“1 des Wintersemesters 2017/2018 er-

stellt. Kennzeichnend ist, dass die Vorlesungen adressatenkonfiguriert für Studierende sind, 

die kein traditionelles juristisches Kapazitäts- und Kompetenzportfolio (Richter, Rechtsanwälte 

…) anstreben. Konsequent erfolgt auch die Ausgestaltung des didaktischen Konzepts als 

Lehr- und Lernvertrag und die Fokussierung auf Kerninhalte mit dem gleichzeitigen Verzicht 

auf Vollständigkeit. 

Die Auswahl von Rechtstexten aus drei Gewalten ist Teilergebnis des Projekts der Autorin, 

einen „Standard for a Universal (Technology) Law Lecture“ mit anderen zu erarbeiten. Diese 

Initiative ist Beitrag von Viola Schmid zum Thema „EU in Global Dialogue“ des Jean Monnet 

Centres of European Excellence (CEDI) im Verbund der Rhein-Main-Universitäten. Darüber 

hinaus ist der lokale Bezug durch die Auszeichnung Darmstadts als „Digitalstadt“2, die auch 

nach einer Bildungsoffensive der Cybercitizen verlangt, hervorzuheben. Drei der sechs Logos 

bringen diese „glocal“-Perspektive3 zum Ausdruck. 

 

B. Präsentations- und Zitieretikette 

Inhaltlich kennzeichnend ist die Strukturierung in Rechtsordnungs- und Rechtsnormenhierar-

chien. Nach der Blankettstrategie wird immer Völkerrecht, Europarecht (insbesondere Recht 

der Europäischen Union) und BRD-Recht unterschieden und auch gliederungsmäßig wieder-

gegeben. Didaktischer Sinn ist, dass die Studierenden sich verdeutlichen sollen, welcher 

„Kompetenzquelle“ Recht im Einzelfall „entspringt“. Aus diesem Grund findet sich oft vor den 

Abkürzungen die Zuweisung „EU-“ oder „BRD-“. 

Kennzeichnend insbesondere für das Europarecht ist, dass „Artikel“ nicht mit Art. abgekürzt 

wird, sondern ausgeschrieben wird. Darüber hinaus sind bei älteren Bestimmungen des euro-

päischen Rechts ausdrückliche Absatzzuweisungen nicht nachweisbar (z.B. Art. 288 AEUV). 

Im Interesse der Stringenz der Zitierung werden diese Absätze in diesem didaktisch motivier-

ten und orientierten (Cyber)Law-Text ergänzt.  

                                                
1 Die Verwendung männlicher Sprache erfolgt im Interesse von Klarheit, Kürze und Einfachheit (KKE-Formel) ver-
bunden mit der Bitte, nicht das grammatische Maskulinum auf das biologische Geschlecht zu reduzieren. 
2 https://digitalstadt-darmstadt.de/ (24.11.2017). 
3 TCA-Formel des Fachgebiets Öffentliches Recht: Think globally, Consider the European Union and Act locally. 

https://www.eu-global-dialogue.eu/
https://www.tu-darmstadt.de/universitaet/allianzen_netzwerke/allianz_rhein_main_universitaeten/index.de.jsp
https://digitalstadt-darmstadt.de/
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Auch finden sich nicht-authentische Überschriften, die den Zugang (Legal Accessibility) er-

leichtern sollen. So etwa die Kennzeichnung von Art. 79 Abs. 3 i.V.m. Art. 23 Abs. 1 S. 3 GG 

mit der Terminologie des BVerfG: „Verfassungsidentität“ des Grundgesetzes.4 Diese didakti-

schen Überschriften werden mit eigene Terminologie (e.T.) gekennzeichnet. Im Übrigen wer-

den Überschriften des Normgebers oder verbreiteter Verlage übernommen. Der didaktische 

Fokus ist auch maßgebend für Abkürzungen, die hier oft gewählt werden müssen, weil eine 

Verbreitung in der Rechtswissenschaft und -praxis (inter-)national (derzeit) nicht feststellbar 

ist. Ein Beispiel ist die Abkürzung der Verordnung (EU) 2016/679 mit EU-DSGVO.5 Ein weite-

res Beispiel ist die Abkürzung der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 27. April 2016 [...] mit „EU-DSGRL“. Mit der – eigenmächtigen – Terminologie 

der „Datenschutz-Grundrichtlinie“ sollen die Studierenden auf die große Bedeutung (aus der 

Sicht des Öffentlichen Rechts) der Richtlinie hingewiesen werden, die der Datenschutz-Grund-

verordnung in ihrer grundlegenden Bedeutung theoretisch und praktisch vermutlich nicht nach-

steht. Um Missverständnissen vorzubeugen, erfolgt der Hinweis: Genauso wenig, wie es eine 

„Grundverordnung“ (Art. 288 Abs. 2 AEUV) dogmatisch gibt, gibt es eine „Grundrichtlinie“ (Art. 

288 Abs. 3 AEUV). Nach der hiesigen Maxime „So viel Recht wie nötig, so wenig Recht wie 

möglich“ hätte man bei der Verordnung auf die Beifügung „Grund“ verzichten sollen. Aus Pa-

rallelitätsgründen wird das „Grund“ bei der Richtlinie hinzugefügt und nicht bei der Daten-

schutz-Grundverordnung darauf verzichtet. 

 

C. „Blankettstrategie“ 

Bei einem Pionierprojekt – wie der Etablierung von Cyberlaw und Cyber(rechts)wissenschaft 

– kann es im Anfangsstadium nicht „nur“ um die Erarbeitung von Antworten gehen. Wegwei-

send ist der Mut, Fragen zu konturieren, die vielleicht noch nicht abschließend beantwortet 

werden können. Der Verzicht auf Antworten berührt den Charakter von Wissenschaft, weil der 

Fokus zum zweiten Wortbestandteil – dem Schaffen – wechselt. Gerade aufgrund der jungen 

Technik(rechts)geschichte mit den Herausforderungen, Chancen und Risiken der 5. Dimen-

sion des Seins (neben den m³ der Realworld und der Zeit) – dem Cyberspace – bleibt dieses 

Vorgehen aus vielerlei Gründen bisweilen alternativlos. Gründe für dieses Eingeständnis (zeit-

lich) limitierter Kapazität wie (fachlich) limitierter Kompetenz mögen die Internationalität des 

Cyberspace und seiner Rechtsfragen, seine technische Struktur und die Notwendigkeit trans-

disziplinärer Antworten sein. Credo der Autorin indes ist, dass die (derzeitige) Unlösbarkeit 

von Herausforderungen keine Barriere auf dem Weg zur Lösung sein darf. Credo ist weiterhin, 

                                                
4 Das BVerfG verwendete zunächst die Terminologie “Kerngehalt der Verfassungsidentität des Grundgesetzes“, 
BVerfG, Urt. v. 30.06.2009, Az. 2 BvE 2/08, Rn. 240 – „Lissabon-Urteil“ (24.11.2017). 2010 verwendet das BVerfG 
die Terminologie der „Verfassungsidentität der Mitgliedstaaten“ (der Europäischen Union) sowie „Verfassungsiden-
tität“ auf nationaler Ebene, BVerfG, Beschl. v. 06.07.2010, Az. 2 BvR 2661/06, Rn. 59 und 55 – „Ho-
neywell“ (24.11.2017). Auch 2014 nutzt das BVerfG die Terminologie „Verfassungsidentität“; BVerfG, Beschl. v. 
14.01.2014, Az. 2 BvR 2728/13, Rn. 102 – „OMT I“ (24.11.2017) vgl. hier auch das Abweichende Votum der Rich-
terin Lübbe-Wolff, Rn. 16. 
5 S. Teil 2 B II. 

http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2009/06/es20090630_2bve000208.html
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2010/07/rs20100706_2bvr266106.html
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2010/07/rs20100706_2bvr266106.html
http://www.bverfg.de/entscheidungen/rs20140114_2bvr272813.html
http://www.bverfg.de/entscheidungen/rs20140114_2bvr272813.html
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dass Herausforderungen besser vorher bekannt sind und konturiert werden, als sie „über-

rascht“ und im Einzelfall im Wege des „learning by doing“ zu bearbeiten. Bereits der Konsens 

über die (rechtliche) Herausforderung mag vielleicht methodisch der erste Schritt zur Lösung 

sein. Deswegen wurde auch eine internationale Forschungsmatrix bereits 2015 skizziert.6 

Diese schaffensorientierte Positionierung wird mit dem Stichwort „Blankettstrategie“ (blank ap-

proach)7 gekennzeichnet. So schon in einer früheren Veröffentlichung aus 2014: "Die Notwen-

digkeit weiterer Forschungen bzw. vertiefter und/oder globaler Recherchen wird mitgeteilt bzw. 

angekündigt. (Further research and publications are initiated.)"8 

 

D. Time Management & Transition Management 

Nachhaltige Lehrergebnisse setzen im (Cyber)Law 2017 ff. eine Strategie des Changema-

nagement voraus. Die Studierenden sind in der Vorlesung regelmäßig mit Normen konfrontiert, 

die entweder einer Innovation in der ersten Gewalt mittelbar oder unmittelbar harren (EU: Jah-

relanges Warten auf die Datenschutzgrundverordnung; BRD: In der Vergangenheit jahrelan-

ges Warten auf den Erlass einer TKG-Novelle), selbst von einer Übergangszeit (im Hinblick 

auf technische Innovationen wie Investitionen) in grammatischer Auslegung ausgehen (EU: 

Auseinanderfallen von Inkrafttreten und Geltung der Datenschutzgrundverordnung (Art. 99); 

BRD: Fristverlängerung zur E-Justiz in der ERVV9) und damit geltendes Recht (de lege lata), 

im Normgebungsverfahren befindliches Recht (de lege ferenda) und zukünftig geltendes Recht 

(lex futura) zu unterscheiden ist. Eine abschließende Wertung ist mit dieser Unterscheidung 

nicht verbunden, weil insbesondere im Cyberlaw die bestimmende Entscheidung in der Ver-

gangenheit oft in Karlsruhe – bei der dritten Gewalt – lag. Deswegen ist auch die Qualifizierung 

als „lege lata“ (geltendes Recht) im Cyberlaw immer durch den Hinweis zu ergänzen, dass 

(einstweilige) Rechtsbehelfe vor dem Bundesverfassungsgericht in die Bewertung einzubezie-

hen sind (BRD: Vorratsdaten„speicherung“ I). 

  

                                                
6 Schmid, Forschungsmatrix für eine globale Cyberlaw-Agenda – „Cyberlaw All 4 – 2016“, in: Schweighofer/Kum-
mer/Hötzendorfer/Borges (Hrsg.), Netzwerke – Tagungsband des 19. Internationalen Rechtsinformatik Symposions 
(IRIS 2016), S. 441 – 448 (in der Printausgabe). 
7 Eigene Terminologie in Anlehnung zu „blank form“. 
8 Schmid, Cyberlexonomics – eine Forschungsperspektive; http://www.cyberlexonomics.de/ (06.11.2017). 
9 „Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV)“; Angenommene 
Empfehlung 645/1/17 vom 03.11.2017 (Empfehlung: https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksa-
chen/2017/0601-0700/645-1-17.pdf?__blob=publicationFile&v=5; Umsetzung: https://www.bmjv.de/Shared-
Docs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/BGBl_ERVV.pdf;jsessio-
nid=1F2B669C38B1CBC2ABF674EB0F888867.1_cid334?__blob=publicationFile&v=2). 

http://www.cylaw.tu-darmstadt.de/media/jus4/publikationen/beitraege_in_buechern/2016_02_09_54_IRIS2016_Schmid_FJK.pdf
http://www.cyberlexonomics.de/
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0601-0700/645-1-17.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0601-0700/645-1-17.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/BGBl_ERVV.pdf;jsessionid=1F2B669C38B1CBC2ABF674EB0F888867.1_cid334?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/BGBl_ERVV.pdf;jsessionid=1F2B669C38B1CBC2ABF674EB0F888867.1_cid334?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/BGBl_ERVV.pdf;jsessionid=1F2B669C38B1CBC2ABF674EB0F888867.1_cid334?__blob=publicationFile&v=2


 

 

 

 

 

 

 

 

Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard) | schmid@cylaw.tu-darmstadt.de | 7  

 

Teil 2: Normtexte 

A. Völkerrecht 

Blankettstrategie (siehe Geleit) 

B. Unionsrecht 

I. Primärrecht 

1. Charta der Grundrechte der Europäischen Union10 (EU-GRC)11 

Art. 7 – Achtung des Privat- und Familienlebens 

Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung so-

wie ihrer Kommunikation. 

 

Art. 8 – Schutz personenbezogener Daten 

(1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten. 

(2) Diese Daten dürfen nur nach Treu und Glauben für festgelegte Zwecke und mit Einwilligung 

der betroffenen Person oder auf einer sonstigen gesetzlich geregelten legitimen Grundlage 

verarbeitet werden. Jede Person hat das Recht, Auskunft über die sie betreffenden erhobenen 

Daten zu erhalten und die Berichtigung der Daten zu erwirken. 

(3) Die Einhaltung dieser Vorschriften wird von einer unabhängigen Stelle überwacht. 

 

Art. 51 – Anwendungsbereich 

(1) Diese Charta gilt für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unter Wah-

rung des Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung 

des Rechts der Union. Dementsprechend achten sie die Rechte, halten sie sich an die Grunds-

ätze und fördern sie deren Anwendung entsprechend ihren jeweiligen Zuständigkeiten und 

unter Achtung der Grenzen der Zuständigkeiten, die der Union in den Verträgen übertragen 

werden. 

(2) Diese Charta dehnt den Geltungsbereich des Unionsrechts nicht über die Zuständigkeiten 

der Union hinaus aus und begründet weder neue Zuständigkeiten noch neue Aufgaben für die 

Union, noch ändert sie die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten und Aufgaben. 

 

 

                                                
10 Charta der Grundrechte der Europäischen Union (2000/C 364/01); http://www.europarl.europa.eu/char-
ter/pdf/text_de.pdf (08.11.2017). 
11 Eine offizielle Abkürzung, wie z.B. beim AEUV, existiert hier nicht. Das Fachgebiet Öffentliches Recht verwendet 
die Abkürzung EU-GRC. 

http://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf
http://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf
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Art. 52 – Tragweite und Auslegung der Rechte und Grundsätze 

(1) Jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und Freihei-

ten muss gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten 

achten. Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur 

vorgenommen werden, wenn sie erforderlich sind und den von der Union anerkannten dem 

Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und 

Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen. 

(2) Die Ausübung der durch diese Charta anerkannten Rechte, die in den Verträgen geregelt 

sind, erfolgt im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Bedingungen und Grenzen. 

(3) Soweit diese Charta Rechte enthält, die den durch die Europäische Konvention zum Schutz 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten garantierten Rechten entsprechen, haben sie die 

gleiche Bedeutung und Tragweite, wie sie ihnen in der genannten Konvention verliehen wird. 

Diese Bestimmung steht dem nicht entgegen, dass das Recht der Union einen weiter gehen-

den Schutz gewährt. 

(4) Soweit in dieser Charta Grundrechte anerkannt werden, wie sie sich aus den gemeinsamen 

Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, werden sie im Einklang mit diesen 

Überlieferungen ausgelegt. 

(5 Die Bestimmungen dieser Charta, in denen Grundsätze festgelegt sind, können durch Akte 

der Gesetzgebung und der Ausführung der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der 

Union sowie durch Akte der Mitgliedstaaten zur Durchführung des Rechts der Union in Aus-

übung ihrer jeweiligen Zuständigkeiten umgesetzt werden. Sie können vor Gericht nur bei der 

Auslegung dieser Akte und bei Entscheidungen über deren Rechtmäßigkeit herangezogen 

werden. 

(6) Den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ist, wie es in dieser Charta 

bestimmt ist, in vollem Umfang Rechnung zu tragen. 

(7) Die Erläuterungen, die als Anleitung für die Auslegung dieser Charta verfasst wurden, sind 

von den Gerichten der Union und der Mitgliedstaaten gebührend zu berücksichtigen 

 

2. Vertrag über die Europäische Union (EUV)12 

Art. 6 – Grundrechte-Charta und EMRK 

(1) Die Union erkennt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze an, die in der Charta der Grund-

rechte der Europäischen Union vom 7. Dezember 2000 in der am 12. Dezember 2007 in Straß-

burg angepassten Fassung niedergelegt sind; die Charta der Grundrechte und die Verträge 

sind rechtlich gleichrangig.  

Durch die Bestimmungen der Charta werden die in den Verträgen festgelegten Zuständigkei-

ten der Union in keiner Weise erweitert.  

                                                
12 Konsolidierte Fassungen des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union, Amtsblatt Nr. C 326 vom 26/10/2012 S. 0001–0390; http://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/de/TXT/?uri=CELEX:12012E/TXT (08.11.2017). 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:12012E/TXT
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:12012E/TXT
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Die in der Charta niedergelegten Rechte, Freiheiten und Grundsätze werden gemäß den all-

gemeinen Bestimmungen des Titels VII der Charta, der ihre Auslegung und Anwendung re-

gelt, und unter gebührender Berücksichtigung der in der Charta angeführten Erläuterungen, in 

denen die Quellen dieser Bestimmungen angegeben sind, ausgelegt.  

(2) Die Union tritt der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund-

freiheiten bei. Dieser Beitritt ändert nicht die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten 

der Union.  

(3) Die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrech-

te und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfas-

sungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, sind als allgemeine Grundsätze Teil des 

Unionsrechts. 

 

3. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)13 

Art. 16 – Datenschutz14 

(1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten. 

(2) Das Europäische Parlament und der Rat erlassen gemäß dem ordentlichen Gesetzge-

bungsverfahren Vorschriften über den Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union so-

wie durch die Mitgliedstaaten im Rahmen der Ausübung von Tätigkeiten, die in den Anwen-

dungsbereich des Unionsrechts fallen, und über den freien Datenverkehr. Die Einhaltung die-

ser Vorschriften wird von unabhängigen Behörden überwacht. 

Die auf der Grundlage dieses Artikels erlassenen Vorschriften lassen die spezifischen Bestim-

mungen des Artikels 39 des Vertrags über die Europäische Union unberührt. 

 

Art. 67 – Grundsätze 

(1) Die Union bildet einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem die Grund-

rechte und die verschiedenen Rechtsordnungen und -traditionen der Mitgliedstaaten geachtet 

werden. 

(2) Sie stellt sicher, dass Personen an den Binnengrenzen nicht kontrolliert werden, und ent-

wickelt eine gemeinsame Politik in den Bereichen Asyl, Einwanderung und Kontrollen an den 

Außengrenzen, die sich auf die Solidarität der Mitgliedstaaten gründet und gegenüber Dritt-

staatsangehörigen angemessen ist. Für die Zwecke dieses Titels werden Staatenlose den 

Drittstaatsangehörigen gleichgestellt. 

                                                
13 Konsolidierte Fassungen des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union, Amtsblatt Nr. C 326 vom 26/10/2012 S. 0001–0390; http://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/de/TXT/?uri=CELEX:12012E/TXT (08.11.2017). 

14 Überschriften durch Erstellerin, vgl. Geleit. 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:12012E/TXT
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:12012E/TXT
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(3) Die Union wirkt darauf hin, durch Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Krimi-

nalität sowie von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, zur Koordinierung und Zusammenar-

beit von Polizeibehörden und Organen der Strafrechtspflege und den anderen zuständigen 

Behörden sowie durch die gegenseitige Anerkennung strafrechtlicher Entscheidungen und er-

forderlichenfalls durch die Angleichung der strafrechtlichen Rechtsvorschriften ein hohes Maß 

an Sicherheit zu gewährleisten. 

(4) Die Union erleichtert den Zugang zum Recht, insbesondere durch den Grundsatz der ge-

genseitigen Anerkennung gerichtlicher und außergerichtlicher Entscheidungen in Zivilsachen. 

 

Art. 25815 – Vertragsverletzungsverfahren 

(1) Hat nach Auffassung der Kommission ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus den 

Verträgen verstoßen, so gibt sie eine mit Gründen versehene Stellungnahme hierzu ab; sie 

hat dem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

(2) Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist 

nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union anrufen. 

 

Art. 260 – Wirkung und Durchsetzung von Urteilen; Zwangsgeld 

(1) Stellt der Gerichtshof der Europäischen Union fest, dass ein Mitgliedstaat gegen eine Ver-

pflichtung aus den Verträgen verstoßen hat, so hat dieser Staat die Maßnahmen zu ergreifen, 

die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben. 

(2) Hat der betreffende Mitgliedstaat die Maßnahmen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs 

ergeben, nach Auffassung der Kommission nicht getroffen, so kann die Kommission den Ge-

richtshof anrufen, nachdem sie diesem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung gegeben hat. 

Hierbei benennt sie die Höhe des von dem betreffenden Mitgliedstaat zu zahlenden Pauschal-

betrags oder Zwangsgelds, die sie den Umständen nach für angemessen hält. 

Stellt der Gerichtshof fest, dass der betreffende Mitgliedstaat seinem Urteil nicht nachgekom-

men ist, so kann er die Zahlung eines Pauschalbetrags oder Zwangsgelds verhängen.  

Dieses Verfahren lässt den Artikel 259 unberührt. 

(3) Erhebt die Kommission beim Gerichtshof Klage nach Artikel 258, weil sie der Auffassung 

ist, dass der betreffende Mitgliedstaat gegen seine Verpflichtung verstoßen hat, Maßnahmen 

zur Umsetzung einer gemäß einem Gesetzgebungsverfahren erlassenen Richtlinie mitzutei-

len, so kann sie, wenn sie dies für zweckmäßig hält, die Höhe des von dem betreffenden Mit-

gliedstaat zu zahlenden Pauschalbetrags oder Zwangsgelds benennen, die sie den Umstän-

den nach für angemessen hält. 

Stellt der Gerichtshof einen Verstoß fest, so kann er gegen den betreffenden Mitgliedstaat die 

Zahlung eines Pauschalbetrags oder eines Zwangsgelds bis zur Höhe des von der Kommis-

sion genannten Betrags verhängen. Die Zahlungsverpflichtung gilt ab dem vom Gerichtshof in 

seinem Urteil festgelegten Zeitpunkt. 

                                                

15 Absatzformatierung durch Erstellerin, vgl. Geleit. 
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Art. 267 – Vorabentscheidungsverfahren  

(1) Der Gerichtshof der Europäischen Union entscheidet im Wege der Vorabentscheidung 

a) über die Auslegung der Verträge, 

b) über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe, Einrichtungen oder 

sonstigen Stellen der Union, 

[...] 

 

Art. 288 – Rechtsakte; Katalog 

(1) Für die Ausübung der Zuständigkeiten der Union nehmen die Organe Verordnungen, Richt-

linien, Beschlüsse, Empfehlungen und Stellungnahmen an. 

(2) Die Verordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 

unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

(3) Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu errei-

chenden Ziels verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form 

und der Mittel. 

(4) Beschlüsse sind in allen ihren Teilen verbindlich. Sind sie an bestimmte Adressaten ge-

richtet, so sind sie nur für diese verbindlich. 

(5) Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich. 

 

Artikel 294 – Ordentliches Gesetzgebungsverfahren 

(1) Wird in den Verträgen hinsichtlich der Annahme eines Rechtsakts auf das ordentliche Ge-

setzgebungsverfahren Bezug genommen, so gilt das nachstehende Verfahren. 

(2) Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Vorschlag. 

Erste Lesung 

(3) Das Europäische Parlament legt seinen Standpunkt in erster Lesung fest und übermittelt 

ihn dem Rat. 

(4) Billigt der Rat den Standpunkt des Europäischen Parlaments, so ist der betreffende Rechts-

akt in der Fassung des Standpunkts des Europäischen Parlaments erlassen. 

(5) Billigt der Rat den Standpunkt des Europäischen Parlaments nicht, so legt er seinen Stand-

punkt in erster Lesung fest und übermittelt ihn dem Europäischen Parlament. 

(6) Der Rat unterrichtet das Europäische Parlament in allen Einzelheiten über die Gründe, aus 

denen er seinen Standpunkt in erster Lesung festgelegt hat. Die Kommission unterrichtet das 

Europäische Parlament in vollem Umfang über ihren Standpunkt. 

Zweite Lesung 

(7) Hat das Europäische Parlament binnen drei Monaten nach der Übermittlung 

a) den Standpunkt des Rates in erster Lesung gebilligt oder sich nicht geäußert, so gilt der 

betreffende Rechtsakt als in der Fassung des Standpunkts des Rates erlassen; 
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b) den Standpunkt des Rates in erster Lesung mit der Mehrheit seiner Mitglieder abgelehnt, 

so gilt der vorgeschlagene Rechtsakt als nicht erlassen; 

c) mit der Mehrheit seiner Mitglieder Abänderungen an dem Standpunkt des Rates in erster 

Lesung vorgeschlagen, so wird die abgeänderte Fassung dem Rat und der Kommission zu-

geleitet; die Kommission gibt eine Stellungnahme zu diesen Abänderungen ab. 

(8) Hat der Rat binnen drei Monaten nach Eingang der Abänderungen des Europäischen Par-

laments mit qualifizierter Mehrheit 

a) alle diese Abänderungen gebilligt, so gilt der betreffende Rechtsakt als erlassen; 

b) nicht alle Abänderungen gebilligt, so beruft der Präsident des Rates im Einvernehmen mit 

dem Präsidenten des Europäischen Parlaments binnen sechs Wochen den Vermittlungsaus-

schuss ein. 

(9) Über Abänderungen, zu denen die Kommission eine ablehnende Stellungnahme abgege-

ben hat, beschließt der Rat einstimmig. 

Vermittlung 

(10) Der Vermittlungsausschuss, der aus den Mitgliedern des Rates oder deren Vertretern und 

ebenso vielen das Europäische Parlament vertretenden Mitgliedern besteht, hat die Aufgabe, 

mit der qualifizierten Mehrheit der Mitglieder des Rates oder deren Vertretern und der Mehrheit 

der das Europäische Parlament vertretenden Mitglieder binnen sechs Wochen nach seiner 

Einberufung eine Einigung auf der Grundlage der Standpunkte des Europäischen Parlaments 

und des Rates in zweiter Lesung zu erzielen. 

(11) Die Kommission nimmt an den Arbeiten des Vermittlungsausschusses teil und ergreift alle 

erforderlichen Initiativen, um auf eine Annäherung der Standpunkte des Europäischen Parla-

ments und des Rates hinzuwirken. 

(12) Billigt der Vermittlungsausschuss binnen sechs Wochen nach seiner Einberufung keinen 

gemeinsamen Entwurf, so gilt der vorgeschlagene Rechtsakt als nicht erlassen. 

Dritte Lesung 

(13) Billigt der Vermittlungsausschuss innerhalb dieser Frist einen gemeinsamen Entwurf, so 

verfügen das Europäische Parlament und der Rat ab dieser Billigung über eine Frist von sechs 

Wochen, um den betreffenden Rechtsakt entsprechend diesem Entwurf zu erlassen, wobei im 

Europäischen Parlament die Mehrheit der abgegebenen Stimmen und im Rat die qualifizierte 

Mehrheit erforderlich ist. Andernfalls gilt der vorgeschlagene Rechtsakt als nicht erlassen. 

(14) Die in diesem Artikel genannten Fristen von drei Monaten beziehungsweise sechs Wo-

chen werden auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates um höchstens einen 

Monat beziehungsweise zwei Wochen verlängert. 

Besondere Bestimmungen 

(15) Wird in den in den Verträgen vorgesehenen Fällen ein Gesetzgebungsakt auf Initiative 

einer Gruppe von Mitgliedstaaten, auf Empfehlung der Europäischen Zentralbank oder auf 

Antrag des Gerichtshofs im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erlassen, so finden Absatz 

2, Absatz 6 Satz 2 und Absatz 9 keine Anwendung. 
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In diesen Fällen übermitteln das Europäische Parlament und der Rat der Kommission den 

Entwurf des Rechtsakts sowie ihre jeweiligen Standpunkte in erster und zweiter Lesung. Das 

Europäische Parlament oder der Rat kann die Kommission während des gesamten Verfahrens 

um eine Stellungnahme bitten, die die Kommission auch von sich aus abgeben kann. Sie kann 

auch nach Maßgabe des Absatzes 11 an dem Vermittlungsausschuss teilnehmen, sofern sie 

dies für erforderlich hält. 

 

II. Sekundärrecht 

1. Europäische Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO)16 

Art. 4 – Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck: 

1. „personenbezogene Daten“ alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identi-

fizierbare natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als identifizier-

bar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels 

Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortda-

ten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen, die 

Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, 

kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind, identifiziert werden kann; 

[...] 

12. „Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten“ eine Verletzung der Sicherheit, die, 

ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung, 

oder zur unbefugten Offenlegung von beziehungsweise zum unbefugten Zugang zu per-

sonenbezogenen Daten führt, die übermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise verar-

beitet wurden; 

13. „genetische Daten“ personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen geneti-

schen Eigenschaften einer natürlichen Person, die eindeutige Informationen über die Phy-

siologie oder die Gesundheit dieser natürlichen Person liefern und insbesondere aus der 

Analyse einer biologischen Probe der betreffenden natürlichen Person gewonnen wurden; 

14. „biometrische Daten“ mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezo-

gene Daten zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen Merkmalen ei-

ner natürlichen Person, die die eindeutige Identifizierung dieser natürlichen Person er-

möglichen oder bestätigen, wie Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten; 

                                                
16 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) – EU-DSGVO (Abkürzung FÖR); http://eur-lex.europa.eu/le-
gal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32016R0679 (21.11.2017).  

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32016R0679
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32016R0679
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15. „Gesundheitsdaten“ personenbezogene Daten, die sich auf die körperliche oder geistige 

Gesundheit einer natürlichen Person, einschließlich der Erbringung von Gesundheits-

dienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen über deren Gesundheitszustand 

hervorgehen; 

[...] 

 

Art. 9 – Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten, aus denen die rassische und ethnische Her-

kunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die Ge-

werkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie die Verarbeitung von genetischen Daten, bio-

metrischen Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, Gesundheitsdaten 

oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer natürlichen Person ist un-

tersagt. 

[...] 

 

Art. 99 – Inkrafttreten und Anwendung 

(1) Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft. 

(2) Sie gilt ab dem 25. Mai 2018. 

 

2. „Europäische Datenschutz-Grundrichtlinie“ (EU-DSGRL)17 

Art. 63 – Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum 6. Mai 2018 die Rechts- und Ver-

waltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der 

Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit. Sie wenden diese Vorschriften 

ab dem 6. Mai 2018 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder 

durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit-

gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass in Ausnahmefällen, 

in denen dies für die vor dem 6. Mai 2016 eingerichteten automatisierten Verarbeitungssys-

teme mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist, diese bis zum 6. Mai 2023 mit 

Artikel 25 Absatz 1 in Einklang gebracht werden müssen. 

                                                
17 Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Ver-
hütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates – EU-DSGRL (eigene Abkürzung); 
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.L_.2016.119.01.0089.01.DEU (15.12.2017). 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.L_.2016.119.01.0089.01.DEU
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(3) Abweichend von Absätzen 1 und 2 dieses Artikels kann ein Mitgliedstaat in außergewöhn-

lichen Umständen ein automatisiertes Verarbeitungssystem im Sinne des Absatzes 2 dieses 

Artikels innerhalb einer bestimmten Frist nach Ablauf der in Absatz 2 dieses Artikels genannten 

Frist mit Artikel 25 Absatz 1 in Einklang bringen, wenn hierdurch sonst schwer-wiegende 

Schwierigkeiten für den Betrieb dieses automatisierten Verarbeitungssystems entstehen wür-

den. Der betreffende Mitgliedstaat begründet gegenüber der Kommission, weshalb diese 

schwerwiegenden Schwierigkeiten entstehen würden und die Gründe für die bestimmte Frist, 

innerhalb derer er das automatisierte Verarbeitungssystem mit Artikel 25 Absatz 1 in Einklang 

bringen wird. Diese Frist muss vor dem 6. Mai 2026 enden. 

(4) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Rechts-

vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

 

Art. 64 – Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 

in Kraft. 

 

C. Nationales Recht der Bundesrepublik Deutschland (BRD) 

I. Primärrecht – Grundgesetz (GG)18 

Art. 1 – Schutz der Menschenwürde, Menschenrechte, Grundrechtsbindung 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung 

aller staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Men-

schenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerech-

tigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Recht-

sprechung als unmittelbar geltendes Recht. 

 

Art. 2 – Freie Entfaltung der Persönlichkeit, Recht auf Leben, körperliche Unversehrt-

heit, Freiheit der Person 

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte 
anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz ver-
stößt.  

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist 

unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 

 

                                                
18 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes vom 13. Juli 2017 (BGBl. I S. 2347) geändert worden ist; 
http://www.gesetze-im-internet.de/gg/index.html#BJNR000010949BJNE010200314 (08.11.2017). 

http://www.gesetze-im-internet.de/gg/index.html#BJNR000010949BJNE010200314
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Art. 5 – Recht der freien Meinungsäußerung, Medienfreiheit, Kunst- und Wissenschafts-

freiheit 

(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbrei-

ten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefrei-

heit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. 

Eine Zensur findet nicht statt. 

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den 

gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen 

Ehre. 

(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet 

nicht von der Treue zur Verfassung. 

 

Art. 10 – Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis 

(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich. 

(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. Dient die Be-

schränkung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des Bestan-

des oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann das Gesetz bestimmen, daß 

sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und daß an die Stelle des Rechtsweges die Nachprü-

fung durch von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt. 

 

Art. 12 – Berufsfreiheit 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen. 

Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt werden. 

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rahmen einer 

herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungspflicht. 

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung zulässig. 

 

Art. 13 – Unverletzlichkeit der Wohnung 

(1) Die Wohnung ist unverletzlich. 

(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge auch durch die in 

den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der dort vorgeschriebe-

nen Form durchgeführt werden. 

(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, daß jemand eine durch Gesetz einzeln 

bestimmte besonders schwere Straftat begangen hat, so dürfen zur Verfolgung der Tat auf 

Grund richterlicher Anordnung technische Mittel zur akustischen Überwachung von Wohnun-

gen, in denen der Beschuldigte sich vermutlich aufhält, eingesetzt werden, wenn die Erfor-

schung des Sachverhalts auf andere Weise unverhältnismäßig erschwert oder aussichtslos 

wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die Anordnung erfolgt durch einen mit drei Richtern 

besetzten Spruchkörper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch durch einen einzelnen Richter 

getroffen werden. 
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(4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit, insbesondere einer gemei-

nen Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen technische Mittel zur Überwachung von Wohnun-

gen nur auf Grund richterlicher Anordnung eingesetzt werden. Bei Gefahr im Verzuge kann 

die Maßnahme auch durch eine andere gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden; eine 

richterliche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen. 

(5) Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutze der bei einem Einsatz in Wohnungen 

tätigen Personen vorgesehen, kann die Maßnahme durch eine gesetzlich bestimmte Stelle 

angeordnet werden. Eine anderweitige Verwertung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur 

zum Zwecke der Strafverfolgung oder der Gefahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die 

Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die rich-

terliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen. 

(6) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich über den nach Absatz 3 sowie 

über den im Zuständigkeitsbereich des Bundes nach Absatz 4 und, soweit richterlich über- 

prüfungsbedürftig, nach Absatz 5 erfolgten Einsatz technischer Mittel. Ein vom Bundestag ge-

wähltes Gremium übt auf der Grundlage dieses Berichts die parlamentarische Kontrolle aus. 

Die Länder gewährleisten eine gleichwertige parlamentarische Kontrolle. 

(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr 

oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund eines Gesetzes auch zur Verhü-

tung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behe-

bung der Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr oder zum Schutze gefährdeter Ju-

gendlicher vorgenommen werden. 

 

Art. 14 – Eigentum, Erbrecht und Enteignung 

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden durch 

die Gesetze bestimmt. 

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz 

oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die 

Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Betei-

ligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg 

vor den ordentlichen Gerichten offen. 

 

Art. 20 – Bundesstaatliche Verfassung; Widerstandsrecht 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. 

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen 

und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Recht-

sprechung ausgeübt. 

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und 

die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden. 
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(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das 

Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist. 

 

Art. 23 – Verwirklichung der Europäischen Union; Beteiligung des Bundesrates, der 

Bundesregierung 

(1) Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die Bundesrepublik Deutschland bei der 

Entwicklung der Europäischen Union mit, die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und 

föderativen Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einen die-

sem Grundgesetz im wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz gewährleistet. Der Bund 

kann hierzu durch Gesetz mit Zustimmung des Bundesrates Hoheitsrechte übertragen. Für die 

Begründung der Europäischen Union sowie für Änderungen ihrer vertraglichen Grundlagen 

und vergleichbare Regelungen, durch die dieses Grundgesetz seinem Inhalt nach geändert 

oder ergänzt wird oder solche Änderungen oder Ergänzungen ermöglicht werden, gilt Artikel 

79 Abs. 2 und 3. 

[...] 

 

Art. 28 – Verfassung der Länder 

(1) Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den Grundsätzen des republikani-

schen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgesetzes entspre-

chen. In den Ländern, Kreisen und Gemeinden muß das Volk eine Vertretung haben, die aus 

allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen ist. Bei 

Wahlen in Kreisen und Gemeinden sind auch Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 

Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzen, nach Maßgabe von Recht der Eu-

ropäischen Gemeinschaft wahlberechtigt und wählbar. In Gemeinden kann an die Stelle einer 

gewählten Körperschaft die Gemeindeversammlung treten. 

(2) [...] 

 

Art. 31 – Vorrang des Bundesrechts 

Bundesrecht bricht Landesrecht. 

 

Art. 38 – Wahl 

(1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, unmittelbarer, 

freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge 

und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen. 

(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat; wählbar ist, wer das Alter 

erreicht hat, mit dem die Volljährigkeit eintritt. 

(3) Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz. 
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Art. 70 – Gesetzgebung des Bundes und der Länder 

(1) Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses Grundgesetz nicht dem 

Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht. 

(2) Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern bemißt sich nach den Vor-

schriften dieses Grundgesetzes über die ausschließliche und die konkurrierende Gesetzge-

bung. 

 

Art. 73 – Gegenstände der ausschließlichen Gesetzgebung 

(1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über: 

1. die auswärtigen Angelegenheiten sowie die Verteidigung einschließlich des Schutzes der 

Zivilbevölkerung; 

2. die Staatsangehörigkeit im Bunde; 

3. die Freizügigkeit, das Paßwesen, das Melde- und Ausweiswesen, die Ein- und Auswan-

derung und die Auslieferung; 

4. das Währungs-, Geld- und Münzwesen, Maße und Gewichte sowie die Zeitbestimmung; 

5. die Einheit des Zoll- und Handelsgebietes, die Handels- und Schiffahrtsverträge, die Frei-

zügigkeit des Warenverkehrs und den Waren- und Zahlungsverkehr mit dem Auslande 

einschließlich des Zoll- und Grenzschutzes; 

5a. den Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung ins Ausland; 

6. den Luftverkehr; 

6a. den Verkehr von Eisenbahnen, die ganz oder mehrheitlich im Eigentum des Bundes ste-

hen (Eisenbahnen des Bundes), den Bau, die Unterhaltung und das Betreiben von Schie-

nenwegen der Eisenbahnen des Bundes sowie die Erhebung von Entgelten für die Benut-

zung dieser Schienenwege; 

7. das Postwesen und die Telekommunikation; 

8. die Rechtsverhältnisse der im Dienste des Bundes und der bundesunmittelbaren Körper-

schaften des öffentlichen Rechtes stehenden Personen; 

9. den gewerblichen Rechtsschutz, das Urheberrecht und das Verlagsrecht; 

9a. die Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus durch das Bundeskriminalpoli-

zeiamt in Fällen, in denen eine länderübergreifende Gefahr vorliegt, die Zuständigkeit ei-

ner Landespolizeibehörde nicht erkennbar ist oder die oberste Landesbehörde um eine 

Übernahme ersucht; 

10. die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 

a) in der Kriminalpolizei, 

b) zum Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, des Bestandes und 

der Sicherheit des Bundes oder eines Landes (Verfassungsschutz) und 

c) zum Schutze gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch Anwendung von Ge-

walt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bun-

desrepublik Deutschland gefährden, 
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 sowie die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes und die internationale Verbre-

chensbekämpfung; 

11. die Statistik für Bundeszwecke; 

12. das Waffen- und das Sprengstoffrecht; 

13. die Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen und die Fürsorge für 

die ehemaligen Kriegsgefangenen; 

14. die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken, die Errichtung und 

den Betrieb von Anlagen, die diesen Zwecken dienen, den Schutz gegen Gefahren, die 

bei Freiwerden von Kernenergie oder durch ionisierende Strahlen entstehen, und die Be-

seitigung radioaktiver Stoffe. 

(2) Gesetze nach Absatz 1 Nr. 9a bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 

 

Art. 74 – Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung 

(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete: 

1. das bürgerliche Recht, das Strafrecht, die Gerichtsverfassung, das gerichtliche Verfahren 

(ohne das Recht des Untersuchungshaftvollzugs), die Rechtsanwaltschaft, das Notariat 

und die Rechtsberatung; 

2. das Personenstandswesen; 

3. das Vereinsrecht; 

4. das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer; 

5. (weggefallen) 

6. die Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen; 

7. die öffentliche Fürsorge (ohne das Heimrecht); 

8. (weggefallen) 

9. die Kriegsschäden und die Wiedergutmachung; 

10. die Kriegsgräber und Gräber anderer Opfer des Krieges und Opfer von Gewaltherrschaft; 

11. das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energiewirtschaft, Handwerk, Gewerbe, 

Handel, Bank- und Börsenwesen, privatrechtliches Versicherungswesen) ohne das Recht 

des Ladenschlusses, der Gaststätten, der Spielhallen, der Schaustellung von Personen, 

der Messen, der Ausstellungen und der Märkte; 

12. das Arbeitsrecht einschließlich der Betriebsverfassung, des Arbeitsschutzes und der Ar-

beitsvermittlung sowie die Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversiche-

rung; 

13. die Regelung der Ausbildungsbeihilfen und die Förderung der wissenschaftlichen For-

schung; 

14. das Recht der Enteignung, soweit sie auf den Sachgebieten der Artikel 73 und 74 in Be-

tracht kommt; 

15. die Überführung von Grund und Boden, von Naturschätzen und Produktionsmitteln in Ge-

meineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft; 
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16. die Verhütung des Mißbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung; 

17. die Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung (ohne das Recht der Flurbe-

reinigung), die Sicherung der Ernährung, die Ein- und Ausfuhr land- und forstwirtschaftli-

cher Erzeugnisse, die Hochsee- und Küstenfischerei und den Küstenschutz; 

18. den städtebaulichen Grundstücksverkehr, das Bodenrecht (ohne das Recht der Erschlie-

ßungsbeiträge) und das Wohngeldrecht, das Altschuldenhilferecht, das Wohnungsbau-

prämienrecht, das Bergarbeiterwohnungsbaurecht und das Bergmannssiedlungsrecht; 

19. Maßnahmen gegen gemeingefährliche oder übertragbare Krankheiten bei Menschen und 

Tieren, Zulassung zu ärztlichen und anderen Heilberufen und zum Heilgewerbe, sowie 

das Recht des Apothekenwesens, der Arzneien, der Medizinprodukte, der Heilmittel, der 

Betäubungsmittel und der Gifte; 

19a. die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser und die Regelung der Krankenhaus-

pflegesätze; 

20. das Recht der Lebensmittel einschließlich der ihrer Gewinnung dienenden Tiere, das 

Recht der Genussmittel, Bedarfsgegenstände und Futtermittel sowie den Schutz beim 

Verkehr mit land- und forstwirtschaftlichem Saat- und Pflanzgut, den Schutz der Pflanzen 

gegen Krankheiten und Schädlinge sowie den Tierschutz; 

21. die Hochsee- und Küstenschiffahrt sowie die Seezeichen, die Binnenschiffahrt, den Wet-

terdienst, die Seewasserstraßen und die dem allgemeinen Verkehr dienenden Binnen-

wasserstraßen; 

22. den Straßenverkehr, das Kraftfahrwesen, den Bau und die Unterhaltung von Landstraßen 

für den Fernverkehr sowie die Erhebung und Verteilung von Gebühren oder Entgelten für 

die Benutzung öffentlicher Straßen mit Fahrzeugen; 

23. die Schienenbahnen, die nicht Eisenbahnen des Bundes sind, mit Ausnahme der Berg-

bahnen; 

24. die Abfallwirtschaft, die Luftreinhaltung und die Lärmbekämpfung (ohne Schutz vor ver-

haltensbezogenem Lärm); 

25. die Staatshaftung; 

26. die medizinisch unterstützte Erzeugung menschlichen Lebens, die Untersuchung und die 

künstliche Veränderung von Erbinformationen sowie Regelungen zur Transplantation von 

Organen, Geweben und Zellen; 

27. die Statusrechte und -pflichten der Beamten der Länder, Gemeinden und anderen Kör-

perschaften des öffentlichen Rechts sowie der Richter in den Ländern mit Ausnahme der 

Laufbahnen, Besoldung und Versorgung; 

28. das Jagdwesen; 

29. den Naturschutz und die Landschaftspflege; 

30. die Bodenverteilung; 

31. die Raumordnung; 

32. den Wasserhaushalt; 

33. die Hochschulzulassung und die Hochschulabschlüsse. 
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(2) Gesetze nach Absatz 1 Nr. 25 und 27 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 

 

Art. 76 – Gesetzesvorlagen 

(1) Gesetzesvorlagen werden beim Bundestage durch die Bundesregierung, aus der Mitte des 

Bundestages oder durch den Bundesrat eingebracht. 

(2) Vorlagen der Bundesregierung sind zunächst dem Bundesrat zuzuleiten. Der Bundesrat ist 

berechtigt, innerhalb von sechs Wochen zu diesen Vorlagen Stellung zu nehmen. Verlangt er 

aus wichtigem Grunde, insbesondere mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, eine Frist-

verlängerung, so beträgt die Frist neun Wochen. Die Bundesregierung kann eine Vorlage, die 

sie bei der Zuleitung an den Bundesrat ausnahmsweise als besonders eilbedürftig bezeichnet 

hat, nach drei Wochen oder, wenn der Bundesrat ein Verlangen nach Satz 3 geäußert hat, 

nach sechs Wochen dem Bundestag zuleiten, auch wenn die Stellungnahme des Bundesrates 

noch nicht bei ihr eingegangen ist; sie hat die Stellungnahme des Bundesrates unverzüglich 

nach Eingang dem Bundestag nachzureichen. Bei Vorlagen zur Änderung dieses Grundge-

setzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten nach Artikel 23 oder Artikel 24 beträgt die 

Frist zur Stellungnahme neun Wochen; Satz 4 findet keine Anwendung. 

(3) Vorlagen des Bundesrates sind dem Bundestag durch die Bundesregierung innerhalb von 

sechs Wochen zuzuleiten. Sie soll hierbei ihre Auffassung darlegen. Verlangt sie aus wichti-

gem Grunde, insbesondere mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, eine Fristverlänge-

rung, so beträgt die Frist neun Wochen. Wenn der Bundesrat eine Vorlage ausnahmsweise 

als besonders eilbedürftig bezeichnet hat, beträgt die Frist drei Wochen oder, wenn die Bun-

desregierung ein Verlangen nach Satz 3 geäußert hat, sechs Wochen. Bei Vorlagen zur Än-

derung dieses Grundgesetzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten nach Artikel 23 oder 

Artikel 24 beträgt die Frist neun Wochen; Satz 4 findet keine Anwendung. Der Bundestag hat 

über die Vorlagen in angemessener Frist zu beraten und Beschluß zu fassen. 

 

Art. 79 – Deutsche Verfassungsidentität (e.T.) 

(1) [...] 

(2) Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundesta-

ges und zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates. 

(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, 

die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 und 

20 niedergelegten Grundsätze berührt werden, ist unzulässig. 

 

Art. 80 – Erlass von Rechtsverordnungen 

(1) Durch Gesetz können die Bundesregierung, ein Bundesminister oder die Landesregierun-

gen ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen. Dabei müssen Inhalt, Zweck und 

Ausmaß der erteilten Ermächtigung im Gesetze bestimmt werden. Die Rechtsgrundlage ist in 

der Verordnung anzugeben. Ist durch Gesetz vorgesehen, daß eine Ermächtigung weiter über-

tragen werden kann, so bedarf es zur Übertragung der Ermächtigung einer Rechtsverordnung. 
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(2) Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, vorbehaltlich anderweitiger bundesgesetzli-

cher Regelung, Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder eines Bundesministers über 

Grundsätze und Gebühren für die Benutzung der Einrichtungen des Postwesens und der Te-

lekommunikation, über die Grundsätze der Erhebung des Entgelts für die Benutzung der Ein-

richtungen der Eisenbahnen des Bundes, über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen, sowie 

Rechtsverordnungen auf Grund von Bundesgesetzen, die der Zustimmung des Bundesrates 

bedürfen oder die von den Ländern im Auftrage des Bundes oder als eigene Angelegenheit 

ausgeführt werden. 

(3) Der Bundesrat kann der Bundesregierung Vorlagen für den Erlaß von Rechtsverordnungen 

zuleiten, die seiner Zustimmung bedürfen. 

(4) Soweit durch Bundesgesetz oder auf Grund von Bundesgesetzen Landesregierungen er-

mächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen, sind die Länder zu einer Regelung auch 

durch Gesetz befugt. 

 

Art. 82 – Verkündung und Inkrafttreten der Gesetze 

(1) Die nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes zustande gekommenen Gesetze werden 

vom Bundespräsidenten nach Gegenzeichnung ausgefertigt und im Bundesgesetzblatte ver-

kündet. Rechtsverordnungen werden von der Stelle, die sie erläßt, ausgefertigt und vorbehalt-

lich anderweitiger gesetzlicher Regelung im Bundesgesetzblatte verkündet. 

(2) Jedes Gesetz und jede Rechtsverordnung soll den Tag des Inkrafttretens bestimmen. Fehlt 

eine solche Bestimmung, so treten sie mit dem vierzehnten Tage nach Ablauf des Tages in 

Kraft, an dem das Bundesgesetzblatt ausgegeben worden ist. 

 

Art. 92 – Gerichtsorganisation 

Die rechtsprechende Gewalt ist den Richtern anvertraut; sie wird durch das Bundesverfas-

sungsgericht, durch die in diesem Grundgesetze vorgesehenen Bundesgerichte und durch die 

Gerichte der Länder ausgeübt. 

 

Art. 95 – Oberste Gerichtshöfe des Bundes 

(1) Für die Gebiete der ordentlichen, der Verwaltungs-, der Finanz-, der Arbeits- und der So-

zialgerichtsbarkeit errichtet der Bund als oberste Gerichtshöfe den Bundesgerichtshof, das 

Bundesverwaltungsgericht, den Bundesfinanzhof, das Bundesarbeitsgericht und das Bundes-

sozialgericht. 

[...] 

 

Art. 103 – Grundrechte vor Gericht 

(1) Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehör. 

(2) Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor 

die Tat begangen wurde. 
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(3) Niemand darf wegen derselben Tat auf Grund der allgemeinen Strafgesetze mehrmals 

bestraft werden. 

 

II. Sekundärrecht 

1. De lege lata: Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)19 

§ 3 – Weitere Begriffsbestimmungen 

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhält-

nisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener). 

(2) Automatisierte Verarbeitung ist die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezo-

gener Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen. Eine nicht automatisierte Datei ist 

jede nicht automatisierte Sammlung personenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut ist 

und nach bestimmten Merkmalen zugänglich ist und ausgewertet werden kann. 

(3) Erheben ist das Beschaffen von Daten über den Betroffenen. 

(4) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und Löschen personenbe-

zogener Daten. Im Einzelnen ist, ungeachtet der dabei angewendeten Verfahren: 

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren personenbezogener Daten auf 
einem Datenträger zum Zweck ihrer weiteren Verarbeitung oder Nutzung, 

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter personenbezogener Daten, 

3. Übermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch Datenverarbeitung gewonne-
ner personenbezogener Daten an einen Dritten in der Weise, dass 

a) die Daten an den Dritten weitergegeben werden oder 

b) der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten einsieht oder abruft, 

4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter personenbezogener Daten, um ihre weitere 

Verarbeitung oder Nutzung einzuschränken, 

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter personenbezogener Daten. 

[...] 

 

§ 9 – Technische und organisatorische Maßnahmen 

Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personenbezogene Daten 

erheben, verarbeiten oder nutzen, haben die technischen und organisatorischen Maßnahmen 

zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausführung der Vorschriften dieses Gesetzes, insbe-

sondere die in der Anlage zu diesem Gesetz genannten Anforderungen, zu gewährleisten. 

                                                
19 Bundesdatenschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2003 (BGBl. I S. 66), das zuletzt 
durch Artikel 10 Absatz 2 des Gesetzes vom 31. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist; http://www.ge-
setze-im-internet.de/bdsg_1990/index.html (21.11.2017). 

http://www.gesetze-im-internet.de/bdsg_1990/index.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bdsg_1990/index.html
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Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu 

dem angestrebten Schutzzweck steht. 

 

Anlage (zu § 9 Satz 1 BDSG) 

Werden personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet oder genutzt, ist die innerbehörd-

liche oder innerbetriebliche Organisation so zu gestalten, dass sie den besonderen Anforde-

rungen des Datenschutzes gerecht wird. Dabei sind insbesondere Maßnahmen zu treffen, die 

je nach der Art der zu schützenden personenbezogenen Daten oder Datenkategorien geeignet 

sind, 

1. Unbefugten den Zutritt zu Datenverarbeitungsanlagen, mit denen personenbezogene Da-

ten verarbeitet oder genutzt werden, zu verwehren (Zutrittskontrolle), 

2. zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme von Unbefugten genutzt werden können 

(Zugangskontrolle), 

3. zu gewährleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems Berechtigten 

ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten zugreifen können, 

und dass personenbezogene Daten bei der Verarbeitung, Nutzung und nach der Speiche-

rung nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können (Zugriffskon-

trolle), 

4. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten bei der elektronischen Übertragung o-

der während ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträger nicht unbefugt ge-

lesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können, und dass überprüft und festgestellt 

werden kann, an welche Stellen eine Übermittlung personenbezogener Daten durch Ein-

richtungen zur Datenübertragung vorgesehen ist (Weitergabekontrolle), 

5. zu gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, ob und von 

wem personenbezogene Daten in Datenverarbeitungssysteme eingegeben, verändert o-

der entfernt worden sind (Eingabekontrolle), 

6. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nur 

entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden können (Auftrags-

kontrolle), 

7. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung oder Verlust 

geschützt sind (Verfügbarkeitskontrolle) 

8. zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene Daten getrennt verar-

beitet werden können. Eine Maßnahme nach Satz 2 Nummer 2 bis 4 ist insbesondere 

die Verwendung von dem Stand der Technik entsprechenden Verschlüsselungsverfah-

ren 
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2. Lex futura: Bundeskriminalamtgesetz (BKAG)20 

§ 46 – Besondere Bestimmungen über den Einsatz technischer Mittel in oder aus Woh-

nungen 

(1) Das Bundeskriminalamt kann zur Abwehr einer dringenden Gefahr für den Bestand oder 

die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer Person 

oder Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse geboten ist, 

durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel in oder aus Wohnungen 

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort einer Person abhören und aufzeichnen, 

a) die entsprechend § 17 oder § 18 des Bundespolizeigesetzes verantwortlich ist oder 

b) bei der konkrete Vorbereitungshandlungen für sich oder zusammen mit weiteren be-

stimmten Tatsachen die begründete Annahme rechtfertigen, dass sie Straftaten nach 

§ 5 Absatz 1 Satz 2 begehen wird, und 

2. Lichtbilder und Bildaufzeichnungen über diese Person herstellen, wenn die Abwehr der 

Gefahr auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 

(2) Die Maßnahme darf sich nur gegen die in Absatz 1 genannte Person richten und nur in 

deren Wohnung durchgeführt werden. In Wohnungen anderer Personen ist die Maßnahme 

nur zulässig, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass 

1. sich eine in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a oder b genannte Person dort aufhält und 

2. die Maßnahme in der Wohnung dieser Person allein nicht zur Abwehr der Gefahr nach 

Absatz 1 führen wird. 

Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn andere Personen unvermeidbar betrof-

fen werden. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur auf Antrag der Präsidentin oder des Präsidenten 

des Bundeskriminalamtes oder ihrer oder seiner Vertretung durch das Gericht angeordnet 

werden. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung auch durch die Präsidentin oder den Prä-

sidenten des Bundeskriminalamtes oder ihre oder seine Vertretung getroffen werden. In die-

sem Fall ist die gerichtliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen. Soweit die Anordnung 

der Präsidentin oder des Präsidenten des Bundeskriminalamtes oder ihrer oder seiner Vertre-

tung nicht binnen drei Tagen durch das Gericht bestätigt wird, tritt sie außer Kraft. 

(4) Im Antrag sind anzugeben: 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und Anschrift, 

2. die zu überwachende Wohnung oder die zu überwachenden Wohnräume, 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

4. der Sachverhalt sowie 

                                                
20 Gesetz über das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in kriminalpolizeili-
chen Angelegenheiten (Bundeskriminalamtgesetz – BKAG), in: Gesetz zur Neustrukturierung des Bundeskrimi-
nalamtgesetzes vom 1. Juni 2017, Art. 1, https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzei-
ger_BGBl&jumpTo=bgbl117s1354.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s1354.pdf%27%5D__
1513335479525 (15.12.2017). 

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s1354.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s1354.pdf%27%5D__1513335479525
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s1354.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s1354.pdf%27%5D__1513335479525
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s1354.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s1354.pdf%27%5D__1513335479525
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5. eine Begründung. 

(5) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben: 

1. der Name und die Anschrift der Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit 

möglich, 

2. die zu überwachende Wohnung oder die zu überwachenden Wohnräume, 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme sowie 

4. die wesentlichen Gründe. 

Die Anordnung ist auf höchstens einen Monat zu befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht 

mehr als einen Monat ist zulässig, soweit die in den Absätzen 1, 6 und 7 bezeichneten Vo-

raussetzungen unter Berücksichtigung der gewonnenen Erkenntnisse fortbestehen. Liegen 

die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vor, so sind die aufgrund der Anordnung er-

griffenen Maßnahmen unverzüglich zu beenden. 

(6) Die Maßnahme nach Absatz 1 darf nur angeordnet und durchgeführt werden, soweit auf-

grund tatsächlicher Anhaltspunkte, insbesondere zu der Art der zu überwachenden Räumlich-

keiten und dem Verhältnis der zu überwachenden Personen zueinander, anzunehmen ist, 

dass durch die Überwachung Äußerungen, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung 

zuzurechnen sind, nicht erfasst werden. Das Abhören und Beobachten nach Satz 1 ist unver-

züglich zu unterbrechen, soweit sich während der Überwachung tatsächliche Anhaltspunkte 

dafür ergeben, dass Inhalte, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen 

sind, erfasst werden. Sind das Abhören und Beobachten nach Satz 2 unterbrochen worden, 

so darf es unter den in Satz 1 genannten Voraussetzungen fortgeführt werden. 

(7) Erkenntnisse, die durch Maßnahmen nach Absatz 1 erlangt worden sind, sind dem anord-

nenden Gericht unverzüglich vorzulegen. Das Gericht entscheidet unverzüglich über die Ver-

wertbarkeit oder Löschung. Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung, die 

durch eine Maßnahme nach Absatz 1 erlangt worden sind, dürfen nicht verwertet werden. 

Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsachen der Erfassung der Da-

ten und der Löschung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwe-

cke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist sechs Monate nach der Benachrich-

tigung nach § 74 oder sechs Monate nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung über das 

endgültige Absehen von der Benachrichtigung zu löschen. Ist die Datenschutzkontrolle nach 

§ 69 Absatz 1 noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss aufzubewah-

ren. 

(8) Bei Gefahr im Verzug kann die Präsidentin oder der Präsident des Bundeskriminalamtes 

oder ihre oder seine Vertretung im Benehmen mit der oder dem Datenschutzbeauftragten des 

Bundeskriminalamtes über die Verwertung der Erkenntnisse entscheiden. Bei der Sichtung 

der erhobenen Daten kann sie oder er sich der technischen Unterstützung von zwei weiteren 

Bediensteten des Bundeskriminalamtes bedienen, von denen einer die Befähigung zum Rich-

teramt haben muss. Die Bediensteten des Bundeskriminalamtes sind zur Verschwiegenheit 

über die ihnen bekannt werdenden Erkenntnisse, die nicht verwertet werden dürfen, verpflich-

tet. Die gerichtliche Entscheidung nach Absatz 7 ist unverzüglich nachzuholen. 
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3. Gesetz über das Bundesverfassungsgericht (Bundesverfassungsgerichtsgesetz – 

BVerfGG)21 

§ 1 – Stellung und Sitz des Gerichts 

(1) Das Bundesverfassungsgericht ist ein allen übrigen Verfassungsorganen gegenüber selb-

ständiger und unabhängiger Gerichtshof des Bundes. 

(2) Der Sitz des Bundesverfassungsgerichts ist Karlsruhe. 

(3) Das Bundesverfassungsgericht gibt sich eine Geschäftsordnung, die das Plenum be-

schließt. 

 

4. Gerichtsverfassungsgesetz (GVG)22 

§ 169 – Öffentlichkeit 

Die Verhandlung vor dem erkennenden Gericht einschließlich der Verkündung der Urteile und 

Beschlüsse ist öffentlich. Ton- und Fernseh-Rundfunkaufnahmen sowie Ton- und Filmaufnah-

men zum Zwecke der öffentlichen Vorführung oder Veröffentlichung ihres Inhalts sind unzu-

lässig. 

 

5. Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)23 

§ 9 – Begriff des Verwaltungsverfahrens 

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Gesetzes ist die nach außen wirkende Tätigkeit 

der Behörden, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und den Erlass 

eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags gerichtet 

ist; es schließt den Erlass des Verwaltungsaktes oder den Abschluss des öffentlich-rechtlichen 

Vertrags ein. 

 

§ 21 – Besorgnis der Befangenheit 

(1) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Amtsausübung 

zu rechtfertigen, oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen eines solchen Grundes be-

hauptet, so hat, wer in einem Verwaltungsverfahren für eine Behörde tätig werden soll, den 

Leiter der Behörde oder den von diesem Beauftragten zu unterrichten und sich auf dessen 

                                                
21 Bundesverfassungsgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 1993 (BGBl. I S. 
1473), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3546) geändert worden ist; 
https://www.gesetze-im-internet.de/bverfgg/BJNR002430951.html (11.12.2017). 
22 Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt 
durch Artikel 10 Absatz 6 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist; 
https://www.gesetze-im-internet.de/gvg/BJNR005130950.html#BJNR005130950BJNG000100666 (11.12.2017). 
23 Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das 
zuletzt durch Artikel 11 Absatz 2 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2745) geändert worden ist; 
https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/index.html (11.12.2017). 

https://www.gesetze-im-internet.de/bverfgg/BJNR002430951.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gvg/BJNR005130950.html#BJNR005130950BJNG000100666
https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/index.html


 

 

 

 

 

 

 

 

Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard) | schmid@cylaw.tu-darmstadt.de | 29  

 

Anordnung der Mitwirkung zu enthalten. Betrifft die Besorgnis der Befangenheit den Leiter der 

Behörde, so trifft diese Anordnung die Aufsichtsbehörde, sofern sich der Behördenleiter nicht 

selbst einer Mitwirkung enthält. 

(2) Für Mitglieder eines Ausschusses (§ 88) gilt § 20 Abs. 4 entsprechend. 

 

§ 22 – Beginn des Verfahrens 

Die Behörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein Verwaltungs-

verfahren durchführt. Dies gilt nicht, wenn die Behörde auf Grund von Rechtsvorschriften 

1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss; 

2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag nicht vorliegt. 

 

§ 24 – Untersuchungsgrundsatz 

(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der 

Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebun-

den. Setzt die Behörde automatische Einrichtungen zum Erlass von Verwaltungsakten ein, 

muss sie für den Einzelfall bedeutsame tatsächliche Angaben des Beteiligten berücksichtigen, 

die im automatischen Verfahren nicht ermittelt würden. 

(2) Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Beteiligten günstigen 

Umstände zu berücksichtigen. 

(3) Die Behörde darf die Entgegennahme von Erklärungen oder Anträgen, die in ihren Zustän-

digkeitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag in der 

Sache für unzulässig oder unbegründet hält. 

 

§ 28 – Anhörung Beteiligter 

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten eingreift, ist diesem 

Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. 

(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie nach den Umständen des Einzelfalls 

nicht geboten ist, insbesondere wenn 

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen Interesse not-

wendig erscheint; 

2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Entscheidung maßgeblichen Frist in Frage 

gestellt würde; 

3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, die dieser in einem Antrag oder einer 

Erklärung gemacht hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewichen werden soll; 

4. die Behörde eine Allgemeinverfügung oder gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl 

oder Verwaltungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen will; 

5. Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung getroffen werden sollen. 

(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes öffentliches Interesse entgegensteht. 
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§ 29 – Akteneinsicht durch Beteiligte 

(1) Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu ge-

statten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer rechtlichen Inte-

ressen erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens nicht für Ent-

würfe zu Entscheidungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung. Soweit nach 

den §§ 17 und 18 eine Vertretung stattfindet, haben nur die Vertreter Anspruch auf Aktenein-

sicht. 

(2) Die Behörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit durch sie die 

ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der Behörde beeinträchtigt, das Bekanntwerden des 

Inhalts der Akten dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder 

soweit die Vorgänge nach einem Gesetz oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen der be-

rechtigten Interessen der Beteiligten oder dritter Personen, geheim gehalten werden müssen. 

(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die die Akten führt. Im Einzelfall kann die Einsicht 

auch bei einer anderen Behörde oder bei einer diplomatischen oder berufskonsularischen Ver-

tretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland erfolgen; weitere Ausnahmen kann die 

Behörde, die die Akten führt, gestatten. 

 

§ 35 – Begriff des Verwaltungsaktes 

Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine 

Behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und die 

auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist. Allgemeinverfügung ist ein Verwal-

tungsakt, der sich an einen nach allgemeinen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Per-

sonenkreis richtet oder die öffentlich-rechtliche Eigenschaft einer Sache oder ihre Benutzung 

durch die Allgemeinheit betrifft. 

 

§ 39 – Begründung des Verwaltungsaktes 

(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch bestätigter Ver-

waltungsakt ist mit einer Begründung zu versehen. In der Begründung sind die wesentlichen 

tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Behörde zu ihrer Entscheidung be-

wogen haben. Die Begründung von Ermessensentscheidungen soll auch die Gesichtspunkte 

erkennen lassen, von denen die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen 

ist. 

[...] 

 

§ 43 – Wirksamkeit des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm 

betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm bekannt gegeben wird. Der Verwal-

tungsakt wird mit dem Inhalt wirksam, mit dem er bekannt gegeben wird. 

[...] 
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§ 54 – Zulässigkeit des öffentlich-rechtlichen Vertrags 

Ein Rechtsverhältnis auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts kann durch Vertrag begründet, 

geändert oder aufgehoben werden (öffentlich-rechtlicher Vertrag), soweit Rechtsvorschriften 

nicht entgegenstehen. Insbesondere kann die Behörde, anstatt einen Verwaltungsakt zu er-

lassen, einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit demjenigen schließen, an den sie sonst den 

Verwaltungsakt richten würde. 

 

§ 73 – Anhörungsverfahren 

(1) Der Träger des Vorhabens hat den Plan der Anhörungsbehörde zur Durchführung des 

Anhörungsverfahrens einzureichen. Der Plan besteht aus den Zeichnungen und Erläuterun-

gen, die das Vorhaben, seinen Anlass und die von dem Vorhaben betroffenen Grundstücke 

und Anlagen erkennen lassen. 

(2) Innerhalb eines Monats nach Zugang des vollständigen Plans fordert die Anhörungsbe-

hörde die Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, zur Stellung-

nahme auf und veranlasst, dass der Plan in den Gemeinden, in denen sich das Vorhaben 

voraussichtlich auswirken wird, ausgelegt wird. 

(3) Die Gemeinden nach Absatz 2 haben den Plan innerhalb von drei Wochen nach Zugang 

für die Dauer eines Monats zur Einsicht auszulegen. Auf eine Auslegung kann verzichtet wer-

den, wenn der Kreis der Betroffenen und die Vereinigungen nach Absatz 4 Satz 5 bekannt 

sind und ihnen innerhalb angemessener Frist Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzuse-

hen. 

(3a) Die Behörden nach Absatz 2 haben ihre Stellungnahme innerhalb einer von der Anhö-

rungsbehörde zu setzenden Frist abzugeben, die drei Monate nicht überschreiten darf. Stel-

lungnahmen, die nach Ablauf der Frist nach Satz 1 eingehen, sind zu berücksichtigen, wenn 

der Planfeststellungsbehörde die vorgebrachten Belange bekannt sind oder hätten bekannt 

sein müssen oder für die Rechtmäßigkeit der Entscheidung von Bedeutung sind; im Übrigen 

können sie berücksichtigt werden. 

(4) Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zwei Wochen nach 

Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Anhörungsbehörde oder 

bei der Gemeinde Einwendungen gegen den Plan erheben. Im Falle des Absatzes 3 Satz 2 

bestimmt die Anhörungsbehörde die Einwendungsfrist. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind 

alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-

hen. Hierauf ist in der Bekanntmachung der Auslegung oder bei der Bekanntgabe der Einwen-

dungsfrist hinzuweisen. Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen 

Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen 

die Entscheidung nach § 74 einzulegen, können innerhalb der Frist nach Satz 1 Stellungnah-

men zu dem Plan abgeben. Die Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend. 

(5) Die Gemeinden, in denen der Plan auszulegen ist, haben die Auslegung vorher ortsüblich 

bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 

1. wo und in welchem Zeitraum der Plan zur Einsicht ausgelegt ist; 
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2. dass etwaige Einwendungen oder Stellungnahmen von Vereinigungen nach Absatz 4 

Satz 5 bei den in der Bekanntmachung zu bezeichnenden Stellen innerhalb der Einwen-

dungsfrist vorzubringen sind; 

3. dass bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin auch ohne ihn verhandelt 

werden kann; 

4. dass 

a) die Personen, die Einwendungen erhoben haben, oder die Vereinigungen, die Stel-

lungnahmen abgegeben haben, von dem Erörterungstermin durch öffentliche Be-

kanntmachung benachrichtigt werden können, 

b) die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekannt-

machung ersetzt werden kann, 

 wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind. 

Nicht ortsansässige Betroffene, deren Person und Aufenthalt bekannt sind oder sich innerhalb 

angemessener Frist ermitteln lassen, sollen auf Veranlassung der Anhörungsbehörde von der 

Auslegung mit dem Hinweis nach Satz 2 benachrichtigt werden. 

(6) Nach Ablauf der Einwendungsfrist hat die Anhörungsbehörde die rechtzeitig gegen den 

Plan erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereini-

gungen nach Absatz 4 Satz 5 sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan mit dem 

Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen 

erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, zu erörtern. Der Erörterungstermin ist min-

destens eine Woche vorher ortsüblich bekannt zu machen. Die Behörden, der Träger des Vor-

habens und diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, 

sind von dem Erörterungstermin zu benachrichtigen. Sind außer der Benachrichtigung der Be-

hörden und des Trägers des Vorhabens mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so 

können diese Benachrichtigungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die öf-

fentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass abweichend von Satz 2 der Erörte-

rungstermin im amtlichen Veröffentlichungsblatt der Anhörungsbehörde und außerdem in ört-

lichen Tageszeitungen bekannt gemacht wird, die in dem Bereich verbreitet sind, in dem sich 

das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird; maßgebend für die Frist nach Satz 2 ist die 

Bekanntgabe im amtlichen Veröffentlichungsblatt. Im Übrigen gelten für die Erörterung die 

Vorschriften über die mündliche Verhandlung im förmlichen Verwaltungsverfahren (§ 67 Abs. 

1 Satz 3, Abs. 2 Nr. 1 und 4 und Abs. 3, § 68) entsprechend. Die Anhörungsbehörde schließt 

die Erörterung innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Einwendungsfrist ab. 

(7) Abweichend von den Vorschriften des Absatzes 6 Satz 2 bis 5 kann der Erörterungstermin 

bereits in der Bekanntmachung nach Absatz 5 Satz 2 bestimmt werden. 

(8) Soll ein ausgelegter Plan geändert werden und werden dadurch der Aufgabenbereich einer 

Behörde oder einer Vereinigung nach Absatz 4 Satz 5 oder Belange Dritter erstmals oder 

stärker als bisher berührt, so ist diesen die Änderung mitzuteilen und ihnen Gelegenheit zu 

Stellungnahmen und Einwendungen innerhalb von zwei Wochen zu geben; Absatz 4 Satz 3 

bis 6 gilt entsprechend. Wird sich die Änderung voraussichtlich auf das Gebiet einer anderen 

Gemeinde auswirken, so ist der geänderte Plan in dieser Gemeinde auszulegen; die Absätze 

2 bis 6 gelten entsprechend. 
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(9) Die Anhörungsbehörde gibt zum Ergebnis des Anhörungsverfahrens eine Stellungnahme 

ab und leitet diese der Planfeststellungsbehörde innerhalb eines Monats nach Abschluss der 

Erörterung mit dem Plan, den Stellungnahmen der Behörden und der Vereinigungen nach 

Absatz 4 Satz 5 sowie den nicht erledigten Einwendungen zu. 

 

§ 74 – Planfeststellungsbeschluss, Plangenehmigung 

(1) Die Planfeststellungsbehörde stellt den Plan fest (Planfeststellungsbeschluss). 

[...] 

 

§ 75 – Rechtswirkungen der Planfeststellung 

(1) Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der notwen-

digen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm berührten öffentli-

chen Belange festgestellt; neben der Planfeststellung sind andere behördliche Entscheidun-

gen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilli-

gungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht erforderlich. Durch die Planfeststellung 

werden alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Träger des Vorhabens und den 

durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt. 

(1a) Mängel bei der Abwägung der von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten 

Belange sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Ein-

fluss gewesen sind. Erhebliche Mängel bei der Abwägung oder eine Verletzung von Verfah-

rens- oder Formvorschriften führen nur dann zur Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses 

oder der Plangenehmigung, wenn sie nicht durch Planergänzung oder durch ein ergänzendes 

Verfahren behoben werden können; die §§ 45 und 46 bleiben unberührt. 

(2) Ist der Planfeststellungsbeschluss unanfechtbar geworden, so sind Ansprüche auf Unter-

lassung des Vorhabens, auf Beseitigung oder Änderung der Anlagen oder auf Unterlassung 

ihrer Benutzung ausgeschlossen. Treten nicht voraussehbare Wirkungen des Vorhabens oder 

der dem festgestellten Plan entsprechenden Anlagen auf das Recht eines anderen erst nach 

Unanfechtbarkeit des Plans auf, so kann der Betroffene Vorkehrungen oder die Errichtung und 

Unterhaltung von Anlagen verlangen, welche die nachteiligen Wirkungen ausschließen. Sie 

sind dem Träger des Vorhabens durch Beschluss der Planfeststellungsbehörde aufzuerlegen. 

Sind solche Vorkehrungen oder Anlagen untunlich oder mit dem Vorhaben unvereinbar, so 

richtet sich der Anspruch auf angemessene Entschädigung in Geld. Werden Vorkehrungen 

oder Anlagen im Sinne des Satzes 2 notwendig, weil nach Abschluss des Planfeststellungs-

verfahrens auf einem benachbarten Grundstück Veränderungen eingetreten sind, so hat die 

hierdurch entstehenden Kosten der Eigentümer des benachbarten Grundstücks zu tragen, es 

sei denn, dass die Veränderungen durch natürliche Ereignisse oder höhere Gewalt verursacht 

worden sind; Satz 4 ist nicht anzuwenden. 

(3) Anträge, mit denen Ansprüche auf Herstellung von Einrichtungen oder auf angemessene 

Entschädigung nach Absatz 2 Satz 2 und 4 geltend gemacht werden, sind schriftlich an die 

Planfeststellungsbehörde zu richten. Sie sind nur innerhalb von drei Jahren nach dem Zeit-

punkt zulässig, zu dem der Betroffene von den nachteiligen Wirkungen des dem unanfechtbar 
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festgestellten Plan entsprechenden Vorhabens oder der Anlage Kenntnis erhalten hat; sie sind 

ausgeschlossen, wenn nach Herstellung des dem Plan entsprechenden Zustands 30 Jahre 

verstrichen sind. 

(4) Wird mit der Durchführung des Plans nicht innerhalb von fünf Jahren nach Eintritt der Un-

anfechtbarkeit begonnen, so tritt er außer Kraft. Als Beginn der Durchführung des Plans gilt 

jede erstmals nach außen erkennbare Tätigkeit von mehr als nur geringfügiger Bedeutung zur 

plangemäßen Verwirklichung des Vorhabens; eine spätere Unterbrechung der Verwirklichung 

des Vorhabens berührt den Beginn der Durchführung nicht. 

 

6. Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)24 

§ 2 – Gerichte und Instanzen der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit sind in den Ländern die Verwaltungsgerichte und je 

ein Oberverwaltungsgericht, im Bund das Bundesverwaltungsgericht mit Sitz in Leipzig. 

 

§ 46 – Instanzielle Zuständigkeit des Oberverwaltungsgerichts 

Das Oberverwaltungsgericht entscheidet über das Rechtsmittel 

1. der Berufung gegen Urteile des Verwaltungsgerichts und 

2.  der Beschwerde gegen andere Entscheidungen des Verwaltungsgerichts. 

3.  (weggefallen) 

 

§ 58 – Rechtsbehelfsbelehrung 

(1) Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf beginnt nur zu laufen, wenn 

der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsbehörde oder das Gericht, bei denen 

der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich oder elektro-

nisch belehrt worden ist. 

[...] 

 

§ 68 – Vorverfahren 

(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Ver-

waltungsakts in einem Vorverfahren nachzuprüfen. Einer solchen Nachprüfung bedarf es 

nicht, wenn ein Gesetz dies bestimmt oder wenn 

1. der Verwaltungsakt von einer obersten Bundesbehörde oder von einer obersten Landes-

behörde erlassen worden ist, außer wenn ein Gesetz die Nachprüfung vorschreibt, oder 

2. der Abhilfebescheid oder der Widerspruchsbescheid erstmalig eine Beschwer enthält. 

                                                
24 Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), die 
zuletzt durch Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes vom 8. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3546) geändert worden ist; 
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/index.html (11.12.2017). 

https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/index.html


 

 

 

 

 

 

 

 

Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard) | schmid@cylaw.tu-darmstadt.de | 35  

 

(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend, wenn der Antrag auf Vornahme 

des Verwaltungsakts abgelehnt worden ist. 

 

§ 69 – Widerspruch 

Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung des Widerspruchs. 

 

§ 70 – Form und Frist des Widerspruchs 

(1) Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt dem Beschwer-

ten bekanntgegeben worden ist, schriftlich oder zur Niederschrift bei der Behörde zu erheben, 

die den Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist wird auch durch Einlegung bei der Behörde, die 

den Widerspruchsbescheid zu erlassen hat, gewahrt. 

(2) §§ 58 und 60 Abs. 1 bis 4 gelten entsprechend. 

 

§ 73 – Widerspruchsbescheid 

(1) Hilft die Behörde dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid. Diesen 

erläßt 

1. die nächsthöhere Behörde, soweit nicht durch Gesetz eine andere höhere Behörde be-

stimmt wird, 

2. wenn die nächsthöhere Behörde eine oberste Bundes- oder oberste Landesbehörde ist, 

die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat, 

[...] 

 

§ 88 – Bindung an Klagebegehren 

Das Gericht darf über das Klagebegehren nicht hinausgehen, ist aber an die Fassung der 

Anträge nicht gebunden. 

 

§ 96 – Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme 

(1) Das Gericht erhebt Beweis in der mündlichen Verhandlung. Es kann insbesondere Augen-

schein einnehmen, Zeugen, Sachverständige und Beteiligte vernehmen und Urkunden heran-

ziehen. 

(2) Das Gericht kann in geeigneten Fällen schon vor der mündlichen Verhandlung durch eines 

seiner Mitglieder als beauftragten Richter Beweis erheben lassen oder durch Bezeichnung der 

einzelnen Beweisfragen ein anderes Gericht um die Beweisaufnahme ersuchen. 

 

§ 101 – Grundsatz der mündlichen Verhandlung 

(1) Das Gericht entscheidet, soweit nichts anderes bestimmt ist, auf Grund mündlicher Ver-

handlung. 
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(2) Mit Einverständnis der Beteiligten kann das Gericht ohne mündliche Verhandlung entschei-

den. 

(3) Entscheidungen des Gerichts, die nicht Urteile sind, können ohne mündliche Verhandlung 

ergehen, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

 

D. Landesrecht – Hessische Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

I. Primärrecht – Verfassung des Landes Hessen 

Blankettstrategie (siehe Geleit) 

 

II. Sekundärrecht 

1. Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG)25 

§ 26 – Besondere Formen des Datenabgleichs 

(1) Die Polizeibehörden können von öffentlichen Stellen oder Stellen außerhalb des öffentli-

chen Bereichs zur Abwehr einer Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder 

eines Landes oder für Leben, Gesundheit oder Freiheit oder wenn gleichgewichtige Schäden 

für die Umwelt zu erwarten sind, die Übermittlung von personenbezogenen Daten bestimmter 

Personengruppen zum Zwecke des automatisierten Abgleichs mit anderen Datenbeständen 

verlangen, wenn dies zur Abwehr der Gefahr erforderlich ist. Rechtsvorschriften über ein Be-

rufs- oder besonderes Amtsgeheimnis bleiben unberührt. 

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf Namen, Anschriften, Tag und Ort der Geburt sowie auf 

im einzelnen Falle festzulegende Merkmale zu beschränken. Werden wegen technischer 

Schwierigkeiten, die mit angemessenem Zeit- oder Kostenaufwand nicht beseitigt werden kön-

nen, weitere Daten übermittelt, dürfen diese nicht verwertet werden. 

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht oder zeigt sich, dass er nicht erreicht werden kann, 

sind die übermittelten und im Zusammenhang mit der Maßnahme zusätzlich angefallenen Da-

ten auf dem Datenträger zu löschen und die Unterlagen, soweit sie nicht für ein mit dem Sach-

verhalt zusammenhängendes Verfahren erforderlich sind, unverzüglich zu vernichten. Über 

die getroffenen Maßnahmen ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese Niederschrift ist geson-

dert aufzubewahren, durch technische und organisatorische Maßnahmen zu sichern und am 

Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der Vernichtung der Unterlagen nach Satz 1 folgt, zu 

vernichten. 

                                                
25 Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (GVBl. S. 66); 
http://www.rv.hessenrecht.hessen.de/lexsoft/default/hessenrecht_rv.html#docid:169564,1,20170801 
(21.11.2017). 

http://www.rv.hessenrecht.hessen.de/lexsoft/default/hessenrecht_rv.html#docid:169564,1,20170801
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(4) Die Maßnahme nach Abs. 1 bedarf der schriftlich begründeten Anordnung durch die Be-

hördenleitung und der Zustimmung des Landespolizeipräsidiums. Von der Maßnahme ist die 

oder der Hessische Datenschutzbeauftragte unverzüglich zu unterrichten. 

(5) Personen, gegen die nach Abschluss einer Maßnahme nach Abs. 1 weitere Maßnahmen 

durchgeführt werden, sind hierüber durch die Polizei zu unterrichten, sobald dies ohne Ge-

fährdung des Zweckes der weiteren Datennutzung erfolgen kann. § 29 Abs. 6 Satz 4 und 5 

und Abs. 7 gilt entsprechend.  
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Teil 3: Quellen (aus der Rechtsgeschichte) für Rechts- und Juris-

tenmanagement 

Diese Quellen26 haben „FEX“-Qualität und dienen als Beleg für Vorlesungsthesen wie -inhalte. 

 

A. Mehrebenenmodell: Zur (primärrechtlichen) Harmonisierung von Werberecht mit 

der rechtlichen Konsequenz Inländerdiskriminierung 

BGH, Beschl.v. 11.04.1991, Az. I ZR 131/89 – Vorlage des BGH an den EuGH* 

EuGH, Urt.v. 18.05.1993, Rs. C-126/91 – Entscheidung des EuGH nach Vorlage des BGH 

BGH, Urt.v. 14.10.1993, Az. I ZR 131/89 – Entscheidung unter Berücksichtigung der Vorabent-

scheidung des EuGH* 

 

B. Mehrebenenmodell: Abschied vom deutschen Reinheitsgebot und Marktöffnung 

für Mitbewerber aus der Europäischen Union 

EuGH, Urt.v. 12.03.1987, Rs. 178/84* 

                                                
26 Die mit * gekennzeichneten Hyperlinks können nur aus dem Uninetz geöffnet werden. Vgl. hierzu die Veröffent-
lichung auf der Homepage des Fachgebiets. 

https://beck-online.beck.de/Dokument?VPath=bibdata%2Fzeits%2Fgrur%2F1991%2Fcont%2Fgrur.1991.556.1.htm&ShowParallelFundstellenReadable=True&IsSearchRequest=True
http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=97864&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=540974
https://beck-online.beck.de/Dokument?VPath=bibdata%2Fzeits%2Fgrur%2F1994%2Fcont%2Fgrur.1994.306.1.htm&ShowParallelFundstellenReadable=True&IsSearchRequest=True&HLWords=on
https://beck-online.beck.de/Dokument?VPath=bibdata%2Fzeits%2Fgrur%2F1994%2Fcont%2Fgrur.1994.306.1.htm&ShowParallelFundstellenReadable=True&IsSearchRequest=True&HLWords=on
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fgrur%2F1987%2Fcont%2Fgrur.1987.245.1.htm&pos=0
http://www.cylaw.tu-darm-stadt.de/home_2/lehre_2/wissenschaftliche_arbeiten_1/recherchehinweise_1/recherchehinweise_4.de.jsp.

